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Siebente Sitzung
im Ständchause zu Düsseldorf, am Samstag den «. Dezember 1«9<).

Beginn: 10 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der Wahlprüfungs-Eoninnssion hinsichtlich der Vorprüfung der Verhandlungen über

die Ersatzwahlenzum Provinziallandtage in den Kreisen Aachen Land, Malmedn, Bonn Land,
Geldern, Kempen, Moers und Solingen. Nr. ?2 der Drucksachen. Berichterstatter der
Commission: Abgeordneter Eisenlohr,

3. Spezial-Etat des Provinziallandtages, des Provinzialausschusses und der Provinzial-Eentral-
Nerwaltungsbehörde für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom
1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 10 und 85 der Drucksachen. Berichterstatter der
Fachcommission:Abgeordneter Dietze.

4. Ausgabe-Etat der Iuualiditäts- und Alterversicherungsanstalt„Nheinprovinz" für die Etat¬
jahre vom 1, Januar bis 31. Dezember 1891 und vom 1. Januar bis 31. Dezember 1892.
Nr. 11 und 8? der Drucksachen. Berichterstatter der Fachcommission: Abgeordneter Dietze.

5. Spezial-Etat der Wittwen- und Waisenkasse der Beamten der Rheinischen Provinzialuerwaltung
für die Etatjahre vom 1 April 1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis
31. März 1893. Nr. 12 und 86 der Drucksachen. Berichterstatter der Fachcommission:
AbgeordneterBecker. .

6. Spezial-Etat über die Einnahmen und Ausgaben für gewerbliche Zwecke für die Etatsjahre
vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893.
Nr. 19 und 89 der Drucksachen. Berichterstatter der Fachcommission:Abgeordneter Becker.

?. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die Pensionirung des Landesraths von Metzen-
Nr. 59 und 84 der Drucksachen. Berichterstatter der Fachcommission:AbgeordneterZweigelt.

8. Spezial-Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten,welche die Förderung von Kunst und
Wissenschaft betreffen, für die Etatjahre vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom
1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 17 uud 88 der Druckfachen. Berichterstatter der
Fachcommission:Abgeordneter Freiherr von Solemacher.

9. Spezial-Etat für die Verwaltung der Pruuinzialmnseeu zu Bonn und Trier für die Etatsjahre
vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893.
Nr. 18 und 90 der Drucksachen. Berichterstatter der Fachcommission:Abgeordneter Freiherr
von Solemacher,

10. Bericht des Provinzialausschussesan den Provinziallandtag über die Frage des Bedürfnisses
nach gesetzlicherRegelung des Ansiedelungswesensin der Nheinprovinz und bejahendenFalles
über die Einführung der entsprechenden Vorschriftendes Ansiedelungsgesetzes vom 25. August
18?« in der Nheinprovinz. Nr. 51 und 104 der Drucksachen. Berichterstatter der Fach'
commissiun:AbgeordneterZweigert.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll führt
heute zu mciuer Rechten der Herr Abgeordnete Tenge, die Rednerliste zu meiner Liukcu Herr
Abgeordneter von Hagen.

Für die heutige Sitzung sind entschuldigt: Herr Abgeordneter Lieven und Herr Ab¬
geordneter Lueg wegeu dringender Geschäfte.

Es ist mir gestern Abend eine telegraphischeDepesche von Seiner Durchlaucht dein
Fürsten zu Wied, unferem Vorsitzende,,, zugekommen. Darin ist gefügt, daß er aufrichtig
bedaure heute noch nicht uach Düffcldorf kommen zu können; er werde sich aber am Dienstag
Um 2 Nhr im Ständehause einfindeu.

Ich habe in diefen Tagen veranlaßt, daß der Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Bildung einer Berufuugscommifsion nach Maßgabe des Entwurfs des zur Zeit dein
Landtage der Monarchie vorliegenden Einkommensteuergefctzesdurch Druck vervielfältigt uud
unter Sie vertheilt werde. Das ist inzwischen geschehen. Wir werden uus heute über die
Behandlung dieses Gegenstandes schlüssig zu machen haben. Ich schlage Ihnen vor, denselben
der I. Fachcommissionzur Vorberathung zu überweisen. Das geschieht.

Ich würde Ihnen empfehlen ebenfo an die I. Fachcummissiungeheu zu lassen den
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Anschluß des Ständehauses an
das städtischeElektricitätswelk zu Düsseldorf".

Auch das geschieht.
Ferner würden wir die I. Fachcummission noch mit einem weiteren Gegenstände zu

befassen haben, nämlich mit eiuem iuzwischcneingegangenen Gesuchedes Oberbürgermeisters zu
Barmen, der Stadt Barmen, den infolge nachgewiesenenIrrthums pro 1888/89 uud 1889/90
zuviel gezahlte,: Betrag an Proviuzialabgabe von 14 277 M. 49 Pf. aus Villigkeitsrücksichten
Zurückzuerstatten.— Geht alfu an die genannte Commission.

Es liegt ferner ein Schreiben des Pruuiuzialausfchusfes vor, betreffend einen von
dem Herrn Oberbürgermeister von Köln gestellten Autrag. Derselbe geht dahiu, der hohe
Landtag möge beschließen, daß die Stadtgemeinde Köln gegen deren Verpflichtung, die Pflege
der ihr angehörenden Geisteskrankenvollständig zu übernehmen, von der Antheilnahme an den
Einrichtungen des Landarmenucrbaudes der Rheinproviuz zum Zwecke der Irrenpflege entbuudeu
Und von der Verpflichtung zur Beitragsleistung zu den Kosten derselben insbesondere denjenigen
der Tilgung der Bauschuld der Provinzinl-Irrenanstaltcn uud derjenigen der Ausübung und
Verwaltung der Provinzial-Irreupflege vollständig befreit werde.

Ich werde die Drucklegungdiefes Antrages veranlaffen. wir tönneu aber wohl heute fchou
bestimmen,daß dcrfelbe nach erfulgter Drucklegung zur weiteren gefchäftlicheu Vorberathuug der
I> Fachcommissiun zugewiesen wird. Unter diesen Umstäudeu hat er noch alle Aussicht, im
Verlaufe der diesmalige,, Taguug zur Erledigung zu kommen. — Es geschieht, wie ich vor¬
geschlagen habe.

Dann liegt mir vor die Petition einer Menge Interessenten aus dem Moselgebietc in
betreff der Kanalisation der Mosel. Ich werde diese Petition der Mofeltaualifatious-Cummission
übergeben, damit sie dort in Verbindung mit den bereits eingegangenenKanal-Petitionen
behandelt werde.

Wir gehen weiter in der Tagesordnuug und haben zunächstzu befinden über den
„Antrag der Wahlprüfuugscommission hinsichtlich der Vorprüfung der Verhandluugeu
über die Ersatzwahlen zum Pruvinziallandtage in den Kreisen Aachen Land, Mal-
medy, Bonn Land, Geldern, Kempen, Moers und Solingen".
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Berichterstatter der Commission ist der Herr Abgeordnete Eiscnlohr. Ich ertheile
demselbendas Wort.

Berichterstatter AbgeordneterEisenlohr: Meine Herren! Die Wahlprüfnngscommifsion
hat die Wahlakten durchgesehen und nichts zu erinnern gefunden. Der Autrag geht also dahin,
daß der hohe Pruvinziallaudtag die Wahlen der Abgeordneten: Fischer, Wallrnf, Pingeu.
Fritzen, Dingelstad, Dr. Haniel und Möllenhoss für gültig erkläre» möge.

Stellvertretender VorsitzenderI außen: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion. -^
Es meldet sich Niemand zum Wort, ich darf wohl ohne befondcre Abstimmung annehmen, daß
das hohe Hans, dem Antrag der Commission entsprechend,die Wahlen für gültig erklärt.

Wir behandeln fodann den
„Spezial-Etat des Provinziallandtages, des Proviuzialausfchuffes und der Provinzial-
Central-Verwaltungsbehörde sür die beiden nächsten Gtatsjahre".

Berichterstatter der Fachcummission ist der Herr Abgeordnete Dictze, dem ich das
Wort gebe.

Berichterstatter AbgeordneterDietze: Meine Herren! Der Spezial-Etat des Provinzial-
landtags. des Pruvinzialausfchuffcs und der Provinzial-Central-Verwaltungsbehorde findet sich
auf dem Druckstück Nr. 10. Wesentliche Veränderuugcu sind in demselbennicht zu finden. Der
Erlös aus dem Verkauf der Verhandlungen des Provinziallandtags ist gleich angenommen, wie
im Vorjahr, mit 2400 M. der Verwaltnngskostenzuschußfür die Provinzilll-Fencr-Societät mit
12 000 M.; die 3«/,, von den Einnahmen aus dcu Kapitalbeständen der Polizeistrafgelderfonds mit
6500 M, weil die Fonds etwas grüßer geworden find, alfo mehr Zinfen eintragen; die 5"/« der
Einnahme des Pferde- und Rindvieh-Versicherungsfondsmit 5250 M. statt 5000 M. aus dem¬
selben Grunde; der Antheil der Provinzial-Straßenverwaltung an den Kosten der Central-
verwaltung ist statt mit 114000 M. angenommen mit 101500 M., der Durchschnitt crgiebt
etwas weniger und ist deshalb die Summe reduzirt worden; der Verwaltnngskostenbeitrag der
landwirthschaftlichenBerufsgcnoffcnschaftist festgestelltauf 5000 M., wir haben abzuwarten, ob
das in Zukunft reichen wird. Als unvorhergeseheneEinnahmen und zur Abrundung sind ein¬
gestellt 1850 M.. als Zuschuß aus Provinzialmitteln 217 500 M.. sodah die Summe der
Einnahmen 352 000 M. beträgt gegen 338 600 M im vorigen Etat. In der Ausgabe
kommenzunächstdie Kosten des Provinziallandtages. die sich von Jahr zu Jahr übertragen mit
40 000 M.; der Durchschnitt von zwei Landtagen crgiebt ungefähr fo viel, nämlich 3« 176 M-
Dann kommt die fortlaufende Unterstützung der Wittwe des früheren Landtagskastellans Pes<b
zu Düsseldorf mit 180 M. Weiter die Kosten des Pruvinzialansschusses sind nach dem Durch¬
schnitte etwas ermäßigt worden, von 22 000 M auf 19 500 M. Die erste Position des Titels
Provinzial-Verwaltungsbehörde, das Gehalt sür den Landesdirektor ist unverändert. Dann komwe"
die Oberbeamten, 6 Landesräthe und zwar zu 9000 M, 7200 M., 6000 M. und 5400 M. '"
Summe 38 400 M. 3 Landcsräthe werden ausschließlich bei der Alters- und Invalidcn-
Versorgungsanstlllt beschäftigtund ist das Gehalt derselben und zwar des stellvertretenden Vor¬
sitzenden mit 9000 M. und der beiden Mitglieder des Vorstandes mit je 5400 M.. zusammen
10 800 M., im Ganzen also 19 800 M. an die Provinzialverwaltung zu erstatten. Ich "ach"
darauf aufmerkfam. meine Herren, daß sich dieser Posten in der folgendenDruckuummerNr. U'
Ausgabe-Etat der Invalidität- und Alters-Nersicherungsnnstalt der Nheinprovinz, wiederholt-
In diesem Ausgabe-Etat finden Sie als erste Position „für 3 Oberbeamte 19 800 M",.^
wird uns also diese Summe zurückerstattet, sofern die Herren dort beschäftigtwerden. We^l
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sind eingestellt 2 Landesbauräthe mit 10 000 M. lind 7200 M., ein Hülfsarbeiter mit 3600 M.
Es folgt dann der Wuhnungsgcldzuschußfür 8 Oberbeamte zu 660 M., mit 5280 M., wovon abgeht
der Wohnnngsgeldzufchuß für 3 Oberbeamte der Alters-, und Iuvalidcnvcrsorgungsanstalt zn
660 M., macht 1N80 M., sodaß die Summe mm 3300 M. bleibt. Für 3 Landes-Obcrbau-
infpektoren sind eingestellt 14 450 M, statt 14 225 M. nnd der Wohnnngsgeldzuschnß mit
1980 M, für diefe 3 Herren, Es folgen dann die Techniker, der Maschineningenieur mit
3750 M. statt 3675 M., der Wohnnngsgeldzuschnßfür diesen mit 660 M.; für Hülfstechniter
ist nach dem Durchschnitt etwas weniger angenommen, statt 16 525 M. nur 15 100 M.,
der Wohnimgsgcldznschnß für 6 Beamte zu 432 M., macht 2592 M.

Folgt Titel Vürcaubcainte, Für 2 Landesfckrctärestatt 8580 M. 8640 M., für den
Nechnnngsreuisor4380 M, statt 4350 M. nach dem Normal-Etat, Für 12 Sekretäre ist eine
etwas höhere Summe eingestellt, 35 550 M. statt 30 050 M, Auf Seite 9 rechts finden Sie
die einzelnen Summen für jeden in diesem Augenblicke angestellten Sekretär angegeben, alles nach
den, Normal-Etat. Für 3 Negistratorcn 7250 M. statt 9400 M, ebenfalls nach dem Normal-
Etat, zweimal 2450 M, einmal 2350 M. Es folgen dann 6 Sekretariats-Afststcnten, statt
12 225 M, wie nachgewiefen, nach dem Normal-Etat 9650 M. Wohnungsgeldzuschußfür
24 Beamte, für jeden 432 M,, macht 10 368 M,

Folgt Titel Kanzleibeamte. Für den Kanzleivorsteher2300 M, statt 2237 M. 50 Pf.
Für 2 Kanzlisten 3250 M. statt 3025 M. Wohnuugsgeldzuschußfür 3 Beamte zu 432 M.
berechnet, macht 1296 M.

Für den Kastellan des Ständehaufes 1825 M. statt 1725 M., und zwar 75 M.
Gehaltserhöhung nach dem Normal-Etat, außerdem Dienstwohnung mit freiem Brand und Licht,
veranschlagt zu 400 M. 3 Boten als Unterbeamte 3310 M. statt 3130 M., auch nach dem
Normal-Etat. Es folgen dann noch 2 Boten mit 680 M.

Es kommt nun Titel IV Pensionen und Wagegelder: Herr Forster wie früher
3?50 M., Herr von Landsberg 4900 M., Herr Sekretär Frericks ist inzwischengestorben, die
Pension fällt aus, Herr Landcsbaurath Sachfe wie seither 4500 M,, nnd nun kommt unter
Nr. 4, meine Herren, die Position des Herrn Landcsraths von Metzen. Ich mache darauf auf¬
merksam,daß über diese Position unter Nr. 7 der Tagesordnung ein besonderer Bericht Ihnen
^stattet werden wird durch den Herrn AbgeordnetenZweigert.

Ich würde mir also, wenn ich Ihnen die nächsten Positionen mitgetheilt habe, erlauben,
UM Ihre Zustimmuug zn bitten, diese Position erst dann einzustellen, wenn sie wirklich von
^hncn genehmigt worden ist.

Es kommen dann andere persönlicheAusgaben mit 17 500 M. statt 17 200 M.
Fortlaufende munatliche Unterstützung von 30 M. an den früher bei der Ccntral-

Verwllltimgsbehördebeschäftigt gewesenenKanzlei-HülfsschreibcrAsbcck mit 360 M.
Diäten und Reisekostender Beamten statt 21 000 M. 22 500 M. nach dem Durchschnitt.
Gcschästsbedürfnifscunverändert 5000 M., Feuerversicherung statt 620 M. 630 M.,

^r Beschaffung und Unterhaltung des Inventars statt 4500 M. nur 4000 M., Schreib¬
materialien statt 4700 M. mir 4000 M, Drucklüften statt 5500 M. nur 4500 M., Akten-
hchen und Vuchbinderarbeiten 2800 M, statt 3000 M. znr Beschaffung und Unterhaltnug
b" GeschüMibliothek wie früher 1000 M-, Porto-, Fracht- und Telcgraphengcbühren statt
11500 M. nur 10 000 M., — Sie sehen, daß diese Positionen alle etwas reduzirt werden
konnten, - Beleuchtung der Bureaus 2300 M. statt 2800 M., Heizung der Bureaus wie

65
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früher 3300 M,. der Posten für Reinigen der Bureaus ist erhöht von 2700 M. auf 3000 V,
für Wasserzins nnd sonstige Ausgaben sind statt 980 M. nur 670 M. eingestellt. Tann
kommt für Dienstkleidung 1000 M. wie früher, im Ganzen alfo in Titel VI 64 ?00 M. statt
67 600 M.

Zur Disposition des Landcsdirektors sind wie seither 1000 M, eingestellt, zn unvorher¬
gesehenenAusgaben sowie zur Abrunduug 1879 M. statt 1712 M. 50 Pf„ fodaß die Summe
der Ausgabe» beträgt 352 000 M. statt 338 000 M.

Ich bin von der Fachcummission beauftragt, um Ihre Genehmigung zn diefem
Ausgabe-Etat zu bitten, vorbehaltlich, wie ich vorher mittheilte, der Position des Herrn
von Metzen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Mit diesem Vorbehalte ist das Haus ein¬
verstanden.

Ich denke, meine Herren, wir wollen im Anschluß an diesen Gegenstand sogleich d,e
Nr, 7 der Tagesordnung behandeln:

„Bericht des Provinzalausschusscs, betreffend die Pensionirnng des Landesraths
von Metzen".

Berichterstatter der Fachcommission: Herr Abgeordneter Zweigert.
Ich ertheile dem Herrn Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Zweigert: Auf Nr. 5 der Druckfachenliegt Ihnen ein

Antrag des Provinzialansschusscs vor, dahingehend, die Pensionirnng des Herrn Landesrath
von Metzen, welcher am 1. April 1876 in die damalige provinzialständischeVerwaltung ein¬
getreten ist, zn genehmigen nud zwar die Pension festzusetzen auf 6000 M. und dieselbe wegen
einer späteren anderweitigen dienstlichen Anstellung weder einznbehaltcn, noch zn kürzen, im Falle
des Ablebens des Pensionärs den Hinterbliebenen Wittwen- und Waisengeldcr nach Maßgabe
der alsdann geltendenBestimmungen zu gewähre,,, welche mindestens ebenso günstig sein müsse»/
wie die jetzigen.

Die I. Fllchcommissiu»,meine Herren, hat sich mit dem vorliegendenAntrage beschäftig
und war der Ansicht, daß die Gründe, welche der Provinzialausschuß für die Pensionirnng ve^
Herrn Landesraths von Metzen angeführt hat, durchschlagende seien, und daß dem Antrag a»!
Pensioniruug stattzugeben sei. Die Commission war weiter der Meinung, daß auch gegen die
Höhe der Pension nichts eiuzuwendeu sei; sie war ferner mich der Ansicht, daß in Bezug am
die Hohe der Relikteugelder, die für den Fall des Ablebeus des Pensionärs an seine Hinter¬
bliebenen zu zahle,, seien, wesentliche Bedenken nicht erhuben werde,, können. Dagegen hielt sie du
unter Nr. 2 aufgestellte Bedingung, daß die Pension wegen einer spätern anderweitigen tnens'
liehen Anstelluug weder eiubehalteu noch gekürzt werden könne, nicht für acccptabel, weil tnc e
Bedingung dem Wortlaute des §. 11 des Reglements, betreffend die Pensionirnng der Provinz"'
ständischenBeamten vom 24. November 1881 und 16. Dezember 1882 schnurstrackswidersprich,
und weil auch das Pensionsgesetzfür die Staatsbeamten vom 27. März 1872 eine ganz gl"^
Bestimmung hat, wie das Pruvinzialreglement. Die I. Fachcommifsion war der Meinung,
daß durch Annahme einer anderweitigen Bestimmung in einem speziellen Falle ein PräzedeM'
fall geschaffen würde uud daß dem unter allen Umständen vorgebeugt werden müsse. ^'
beantragt daher:

„1. die Versetzung des Landesraths von Metzen in den Ruhestand unter den V^
dingungen:
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1. die jährliche lebenslängliche Pension wird ans 0000 M. festgestellt;
3. im Falle des Ablebens des Pensionärs erhalten die Hinterbliebenen Wittwen-

und Waisengelder nach Maßgabe der alsdann geltenden bezüglichen Be¬
stimmungen, welche jedoch nicht nngünstiger sein dürfen, als die zur Zeit
geltenden Reglements

zu genehmigen, dagegen
II. die Bedingnng

2. diese Pension kann wegen einer späteren anderweitigen dienstlichenAnstellung
weder eingehalten noch gekürzt werden

abzulehnen,"
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion über diefe Anträge.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Geyr.
Abgeordneter Freiherr von G ehr-S chweppenbnrg: Meine Herren! Ich glaube,

es liegt die Sache hier doch etwas anders als bei einer regelrechten Pensionirung; es ist meiner
Meinung nach hier doch eigentlich mehr eine — ich möchte sagen — Ucbereintunft getroffen
worden, und ich glaube, daß man da doch wohl sncheu muß, die Uebereinkuuftbei den gegebenen
Verhältnissen möglichst einfach zu Stande zn bringen, ohne fpätere nnd weitere Schwierigkeiten
hervorzurufen, und daher möchte ich mich dafür aussprechen, daß der Autrag des Pruvinzial-
ausschussesaufrecht erhalten werde. Ich stelle diesen Antrag.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßeu: Ich schließe die Diskussion, da sich Niemand
weiter zum Worte meldet, und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.

Berichterstatter Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich habe allerdings keinen
Auftrag Namens der Cummifsion zu dem weiteren Antrage, den ich mir erlauben möchte zu
stellen, aber es scheint mir doch unbedingt geboten zu sein, wenn die Frage der Bedingungen
überhaupt einer Diskussion unterliegt, die Angelegenheit nicht in öffentlicher, fondern in geheimer
Sitzung zu verhaudelu, und ich gestatte mir daher den Antrag, die ganze Angelegenheit in die
geheime Sitzung zu verweisen und am Schlüsse dieser Sitzung darüber zu verhaudelu.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Dieser Antrag ist gefchaftsorduungsmüßig
zulässig, bedarf jedoch der Nuterstützung durch mindestens 15 Mitglieder. Ich stelle also diesen
Antrag zunächst zur Untcrstütznng und bitte die Herren, welche dem Antrage des Herrn
Referenten beistimmen, sich zu erheben. (Geschieht.) Die Unterstützung reicht aus.

Wir werden weiter nach der Geschäftsordnung darüber, ob die Frage in der That in
geheimer Sitzung behandelt werden füll, in geheimer Sitzung zu verhandeln haben.

Ich bitte alfo alle diejenigen Anwefcnden, welche nicht Mitglieder des Landtages sind,
den Saal zu verlasseu, damit der Landtag in geheimer Sitzung über diese Frage befindet.

(Geheime Sitzung.)
Nunmehr eröffne ich wieder die öffentlicheSitzung und bitte den Herrn Referenten

Dietze, in seinem Bericht über den Antrag der Fachcummission zum Etat des Provinzial-
landtags, des Provinzialausschusses «. fortzufahren.

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Es handelt sich jetzt um den
neuen Ausgabe-Etat der Alters- und Iuvaliditäts-Versicherungsanstalt der Nheinprovinz. Es
schlägt Ihnen die I. Fachcommissiunvor, denselben unverändert anzunehmen, wie er Ihnen im
Druckstücke Nr. 11 vorliegt. Die erste Position sind 19800 M. für 3 Oberbeamte, auf die
uh schon bei dem Etat für die Ceutralverwaltuug aufmerkfam gemacht habe nnd die dort in
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Wegfall kamen. Das zweite ist der Wuhnungsgeldzuschuß für diese 3 Oberbcamten mit
660 M., wie einen solchen die übrigen Herren auch beziehen. Was nun folgt, meine Herren,
ist versuchsweise zusammengestellt,die Versicherungsanstaltfür die Provinz wird ja erst in Kraft
treten, und wir werden abzuwarten haben, ob der Etat zu hoch oder zn niedrig angenommen
ist. Darüber wird der nächste Landtag zu befinden haben; auf alle Fälle tritt die Rück¬
vergütung der Gehälter ein, und was zunächst für die Versicherungsanstalt verwendet wird, ist
nur ein Vorschuß der Centralverwaltung. 3 Sekretäre sind eingestellt durchschnittlich mit
3300 M., macht 9900 M., 3 Sckretariats-Assistenten mit dem Durchschnittsgehalte von 1950
M., macht 5850 M,, 2 Buchhalter mit dem Durchschuittsgchalt von 3300 M., giebt 6600 M-,
ein Kanzleiuorstcher mit dem Anfangsgehalt von 2200 M,, ein Kanzlist mit dem Anfangsgehalt
von 1350 M. und der Wohnungsgeldznschnß für diese 10 Büreaubeamten mit je 432 M-,
macht 4320 M. An Unterbeamten sind zunächst vorgesehen 2 Voten mit dem Durchschnitts¬
gehalte von 1200 M., außerdem Dienstwohnung mit freiem Brand und Licht oder entsprechende
Geldentschädigungvon 340 M. nnd zwar 240 M. für Wohnung nnd 100 M. für Brand n»d
Licht, sodann für einen Voten Entschädignng für Dienstwohnung nebst Brand nnd Licht 340 M-
An anderen persönlichenAusgaben, die sich hente gar nicht übersehen lassen, find aufgenommen
unter 11 unter dem Titel: „für Hülfsarbeitcr im Büreaudicnst" 15 000 M., dann zu Unter¬
stützungen von Bureau-, Kanzlei- und Unterbeamten, fuwic znr Abrnudnng 1260 M. I"
runder Summe wird alfo vorgeschlagen,den Ausgabe-Etat für diese Versicherungsanstalt der
Rhcinprovinz mit 71000 M. anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Ich erüffue die Diskufsiou und fchließe sie, da
sich Niemand zum Wort meldet. Ich stelle ohuc besondere Abstimmung fest, daß das hohe
Haus den Antrag der Fachcummissiun,diesen Gtattitcl zu geuehmigen, zum Beschluß erhebt.

Wir gehen jetzt über znm folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
„Spczial-Etat der Wittwen- und Waiscntasse der Beamten der RheinischenProvinzial-
verwaltung für die nächstenzwei Etatsjahre".

Berichterstatter der Fachcommission ist Herr Abgeordneter Becker. Ich ertheile ihm
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Der Spczial-Etat der Wittmen-
und Waisenkaffe der Beamten der rheinischen Pruvinzialvcrwaltung enthält nur Aenderungen,
die durch die Bestimmungen des Statuts von selbst gegeben sind. In den Einnahmen sind btt
Wittwen- nnd Waiscnbeiträge, die auf einen bestimmten Prozentsatz vom Gehalt normirt sind,
der Zahl uud den Gehaltssätzen derselben entsprechendhöher in Rechnung gestellt, desgleichen der
auf 2°/., bemessene Zufchuß der Provinz zn der Kasse. In den Ausgaben sind in der
Bemerkung auf Seite 5 die nöthigen Wittwen- und Waifengeldcr, die bereits zu zahlen sind,
und deren Summe sich von 3800 M. des vorigen Etats auf 9300 M. des zukünftigen Etats
erhöht hat, näher erläutert. Der Rest der Einnahme, welcher nicht verwendet wird zur Zahlung
von Wittwen- und Waisengeldcrn, ist den Zwecken der Kasse und den Bestimmungen des
Statuts entsprechendzur Wicderbelegung vorgesehen. So schließt der ganze Etat in Einnahme
und Ausgabe auf 30 650 M. ab, 5300 M. höher wie der frühere Etat.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion. Ich schließe Sie,
da sich Niemand zum Worte meldet. Ich constatire, daß das Haus dem Antrag der F«"''
commifsion auf Genehmigung des Etats stattgegeben hat. Wir gehen jetzt weiter und toM'M"
zu Nr, 6 der Tagesordnung:
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„Spezial-Etat über die Einnahme» und Ausgaben für gewerblicheZwecke für die
nächstenbeiden Etatsjahre".

Berichterstatter der Fachcommission ist Herr Abgeordneter Becker. Ich ertheile ihm
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Dieser kleine Etat enthalt nur
eine einzige Abweichung gegen früher, die Zuschüsse für die Fachschule der Kleiueiscu- und
Stahlindustrie zu Nemscheid sind von 5000 M. ans 10 000 M. erhöht, und dementsprechend
ist auch der Zuschuß aus Prouiuzialmitteln höher vorgesehenworden. Es beruht dies auf dem
Beschluß des letzte» Proviuziallaudtages, wie es in der kleinen Vemerkuug ausgeführt wird.
Danach wurde der Fachschule i» Ncmscheid ei» erhöhter Zuschuß vou 10 000 M. zugesichert
unter der Vumussetzuug, daß der Staat seinen Zuschuß vou 9000 M. ans 25 000 M. jährlich
erhöhe. Diese Voraussetzung ist inzwischeneingetreten, und darum habe» wir die Pflicht, den
erhöhten Zuschuß vuu 10 000 M. cbeufalls zu bewilligen. So schließt der ganze Etat in
Einnahme uud Ausgabe auf 43 000 M. ab.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Die Fachcommissionbeantragt die Genehmigung
des Etats. Ich cuustatire ohue besoudere Abstimmuug, daß der hohe Landtag den Antrag
genehmigt. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lehr.

Abgeordneter Lehr: Selbstverständlich bin ich vou gauzem Herzeu eiuverstaudeu mit
diese» Bewilligungen, Ich muß aber offen gestehen,daß es mir bei der großen Bewilligung
für Nemscheid auffällt, daß die Hüttcnfchule iu Bochum fo wenig bedacht wurden ist. Ich
glaube, daß wcun man Ncmschcid diese Zuweuduuge» macht, daß es gerecht ist, die Hütten-
!chule iu Bochum auch etwas mehr zu bedenken uud die 3500 M., die bis jetzt für Bochum
bewilligt sind, auf 5000 M. zu erhöheu. Ich habe Gelegeuheit gehabt, den Lchrplan der
Schule in Bochum kennen zn lernen, ebenso auch die Ziele, die die Schule verfolgt, und ich
»n,ß gestchen, daß sie eminent praktische Ziele von großer Wichtigkeit für uufere uiederrhciuische
Industrie verfolgt. Ich habe ferner auch Gelegeuheit gehabt vou deu Erfolgen Kenntniß zn
«langen, und kann wirtlich sagen, daß diese Schule sich in der kurzen Zeit ihres Bestehens
iu einer ganz vorzüglichen gewerblichenFachschulecutwickelthat. Dicse laborirt aber, wie alle
sulchc Anstalten, am Geldpnnkt. Es ist deshalb Pflicht aller Factorcn, die ein Interesse an
solchen Anstalten haben, für diefelben finanziell einzutreten. Der Staat hat dies anch bei
blescr Fachschule nach Kräften gethan. Er kann nicht mehr thun. Das Handelsministerium
unterstützt die gewerblichenFachschulen in ganz hervorragender Weise uud würde ganz gewiß
"nch mehr thun, wenn ihm eben mehr Mittel zu Gebote ständen. Ich meine, es wäre wohl
die Pflicht der übrigen Factoren, nnd vor allem der Provinz, für dicfe Fachschuleetwas mehr
^ thun. Meine Herren! Die Vertreter aus den iudustriellcu Kreiseu haben ja den land-
"irthschaftlichen Kreifcn ohue Murren ans reiner Liebe zn den landwirthschaftlichenKreisen,
nllcs bewilligt, was sie von uns verlangt haben, für die Landwirthfchaft, Viehzucht, laudwirth-
scl'nftlicheu Schuleu u. f. w. u. f. w. Ich meine doch, die Herren aus den landwirtschaftlichen
weisen müßten ein brennendes Verlangen haben, diese Liebe zu erwideru und sich den gewerb¬
liche» Kreisen auch einmal erkenntlichzu zeigen. Deshalb möchte ich Sie bitten, meine Herren,
"Höhen Sie den Zuschuß für die Hüttenschule in Bochum von 3500 M. auf 5000 M
^«hcr die Mittel geuommcnwerden sollen, das weiß ich allerdings nicht. Bei der Sparsamkeit,
bie hier vielfach betont worden ist, uud die ich vollständig billige, mag das ein heikler Punkt
s"n. Ich bin aber der Meiuung. wenn die 60 000 M, die neulich bewilligt worden stud,
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aufgebracht werden können, können es auch diese 1500 M. Meine Herren! Seien Sie milde,
bewilligen Sie diese 1500 M. im Interesse der Industrie, dieselbe wird Ihuen dafür dankbar
sein. Ich stelle den Antrag, den Zuschuß von 3500 M, auf 5000 M. zu erhöhen, damit
Bochum so gestellt wird, wie Nemscheidfrüher stand.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFriederichs.
Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Dem Interesse des Herrn Vorredners

zu Gunsten der Hüttenschnle zu Bochum stimme ich bei; indeß sein Appell an die Vertreter der
Üandwirthschaft hat wohl darin seinen Grund, daß der Herr Abgeordnete den früheren Ver¬
handlungen nicht beigewohnt hat. Diesen Unterstützungen an gewerbliche Schulen sind die
Vertreter der Landwirthschaft in diesem Hause stets mit dem größten Wohlwollen entgegen¬
gekommen. Ich halte es für bedenklich, daß hier im Plenum ohuc vorherige Prüfung durch die
Proviuzialverwaltung, ohne vorherige Verhandlung mit dem Kuratorium der Schnle ein solcher
Antrag gestellt wird. Nur aus diesen Bedenken muß ich heute gegeu die Bcwilliguug stimme».
Ich würde aber, auf Grund eingehender vorheriger Prüfung mit dem Nachweisdes Bedürfnisses
wie dies bei allen übrigen Beträgen des vorliegendenEtats der Fall gewesen,wenn Anzahl der
Schüler, Höhe des Schulgeldes, Veitrag der Pruviuz Westfaleu u. s, w. dazu augethau wären,
gerne mitstimmen für die Erhöhung auf 5000 M. Ich gestatte mir, deu Herrn Antragsteller
zu bitten, deu Autrag für heute zurückzuziehen,um eine Ablehnung zn verhüten; ich glaube,
die Mehrzahl der Herren Abgeordneten theilt meine Bedenken wie auch das Bedauern über eine
nicht zu verhütende Ablehnung, welche weuigsteus dem Scheine nach der Sache schaden könnte.
Möge dann der Antrag seinen Weg in regelrechte Verhandlung zwischen Kuratorium und
Proviuzialverwaltuug uehmen!

Stellvertretender Vorsitzender Iaußcu: Ich ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten
Freiherrn von Solemacher.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Meine Herren! Die Sache selbst hat
meine volle Sympathie, aber die Vertheiluug der bereitstellendenMittel ist nun einmal nach
genauer Erwägung sowohl im Pruuinzialausschusse wie in der Facheommission so angenommen
wurden, wie es Ihnen hier gedruckt vorliegt uud es würde faktisch Schwierigkeiten haben, jetzt
derartige Aenderungen herbeizuführen, wie es ja überhaupt, glaube ich, sein großes Bedeuten
hat, wenn eine einzelne Position aus dem Etat herausgerissen und auf Grund eines im Plenum
eingebrachtenAntrags eine Aenderung daran gemacht wird. Ich möchte mir erlauben, den
geehrten Herrn Redner für seine Schnle darnm zn bitten, ob er nicht vielleicht seinen Antrag
dahin modifiziren will, den Pruvinzialausschuß zu beauftragen, vor Aufstellung des nächste»
Etats die Frage genau dahin zu prüfen, ob sich nicht etwa eine Erhöhung von 3500 M- aus
5000 M. rechtfertigt. Dann ist sicher, daß die Sache geprüft wird, er setzt sich heute keinem
6okL« aus und ich glaube, daß das wirklich im allseitigen Interesse sein wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete von Grand-RY hat
das Wort.

Abgeordneter von Graud-Ny: Meine Herren! Ich schließe mich den Ausführungen
an, daß es in der That nicht thunlich ist, bei der heutigen Lage der Sache dem Wunsche W
Herrn sofort zn entsprechenuud möchte ihn bitten, seinen Antrag diesmal znrückznziehen.I"^
scheint mir, daß noch mehr, als der Herr Vorsitzendedes Provinzialansschnsses es vorgeschlag"'
hat, den Wünschen des Herrn entgegengekommenwerden kann, wenn der ProvinzialaussckM
beauftragt wird, uoch einmal die Sache zu prüfe» und eventuell aus Nr. N — 6000 M, welM
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zu seiner Disposition stehen, ich weiß nicht, wie weit sie belastet sind — vielleicht schon, wenn
sich das sachlich rechtfertigt, seinerseits eine Mehrbewilligung im Laufe der Etatspcriode der
Anstalt zuzuwenden, Es würde das im Sinne des Herrn Vorsitzendendes Provinzialausschnsfes
und gewiß den Absichtendes Herrn sehr viel förderlicherfein, da wir nichts zu thun brauchen,
als bis nach dicfcr Sitzungsperiode.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich gebe dem Herrn AbgeordnetenLehr das Wort.
Abgeordneter Lehr: Ich wollte anch den letzteren Antrag stellen; damit kann ich mich

vollständig einverstanden erklären. Es ist mein dringender Wnnsch, daß die Erwägungen, ob
der Zuschuß erhöht werden kann, in dieser Periode stattfinden. Bis zum nächsten Landtage zu
warten, würde mir zu lange dauern. Ich glaube, daß Herr von Solemachcr diesem Wunsche
gern entsprechenwird, ich habe seine zustimmende Erklärung zu den Ausführungen des Herrn
Vorredners bemerkt und mich darüber gefreut. Im Uebrigen möchte ich auf die Ausführungcu
des Herru Abgeordueteu Fricderichs für heute nicht weiter eingehen. Ich könnte ihm Zahlen
nennen, fo daß eine sofortige Priifnng des Antrages möglich wäre; ich will mich indeß heute
bescheiden. Wenn die Provinzinlverwaltung genauer auf die Sache eingeht, so bin ich für
Meine Person befriedigt.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Es hat sich Niemand mehr zum Wort gemel¬
det. Ich schließedie Diskussion und ertheile das Schlußwort dem Herru Referenten.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Es war ja zunächst zn Nr. 4
des Etats beantragt, für die Schnle in Bochum einen größeren Zuschuß zu gewähren, zuletzt
>st der Antrag dahin modifizirt, wenn ich recht verstanden habe, daß der Provinzialansschuß
ersuchtwerden soll, zn prüfen, ob Verhältnisse vorliegen, die es rechtfertigen, einen erhöhten
Zuschuß dieser Schule in der laufenden Periode aus Nr. 6 zu bewilligen. (Rnf: Ja!) Damit
ist hier vorläufig, wenn der Antrag angenommen wird, eine materielle Prüfung der Sache
nicht mehr nothwendig. Ich wollte nur für meine Person doch auch betonen, daß es mir
formell nicht ganz richtig zu sein scheint, wenn, ohne daß ein Antrag von den zunächst Bethei¬
ligten gestellt ist, — es ist ja weder ein Antrag des Kuratoriums noch irgend eines Vertreters
der Schule gestellt, und nachdem der Etat bereits die Fachcommission ohne irgend welche
Wünschederart (Sehr richtig!) passirt hat — hier der Antrag auf Erhöhung gestellt wird,
zumal es sich um eine Schule handelt, die nicht in dem Gebiete der Nhcinprovinz. sondern,
wie der Herr Abgeordnete Friedcrichs mit Recht ausgeführt hat. iu der Provinz Westfalen liegt
und deshalb die Mitwirknng der beiden Provinzen in erster Linie voraussetzt. Aus diesen
complizirteu Verhältnissen heraus glaube ich, thut das Haus wohl, wcun es iu dieser Sache
nicht selbst vorgeht, soudcru sie dem Ausschusse zur Prüfung überweist.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wir kommen zur Abstimmung. Der Antrag
des Herrn AbgeordnetenLehr geht dahin: die Frage den» Prouinzialausschusse zur Prüfung zu
überweisen, ob aus dem Dispositionsfonds von 6000 M. eine Erhöhung des an die Schule in
Nochumetatsmäßig bewilligten Betrages um 1500 M. erfolgen könne.

Ich bitte diejenigen Herren, welche diesem Antrage ihre Zustimmung geben wollen, sich
W erheben. (Geschieht) Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt. Ich stelle fest,
°ah das Haus dem Antrage der Fachcommissionin Betreff der Genehmigung dieses Etats seine
Zustimmung ertheilt hat.

Wir gehen über zum Spezial-Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten,welche d«
Forderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen. Berichterstatter der Fachcommissionist der
Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher, dem ich das Wort ertheile.
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Berichterstatter Freiherr von Sole m acher: Meine Herren! Ich bitte den Herrn
Vorsitzendenum Erlanbniß, in meinen einleitenden Worten auch die nächste Angelegenheit mit
berühren zu dürfen, weil diese Sache mit dieser im innigen Zusammenhange steht.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Dem steht nichts entgegen,
Berichterstatter Freiherr von Solemacher: Meine Herreu! Es handelt sich also um

den Spezial-Etat für die Verwaltung von Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und
Wissenschaft betreffen und um die Provinzialmufeen zu Bonn und Trier, Die Frage hängt eben
innig zusammen, Der Etat für die Provinzialmufeen ist wesentlich derselbe, wie in früheren
Jahren. Es ist die einzige Aenderung, die von Bedeutung ist, die Wohnungsgclder, die die
Direktoren bekommen. Darum ist auch im Ganzen der Zuschuß aus Prouinzialmitteln um
2400 M. erhöht. Meine Herren! Der andere Etat nun, der für Förderung von Kunst und
Wissenschaft,ist eigentlich ein supplementärer Etat für die Mufeen, indem ein großer Theil
seiner Mittel für Zwecke verwendet wird, für welche der Museen-Etat nicht die nöthigen Mittel
darbietet, für Ausgrabungen u. f. w. Da kommt die Museumscommifsiou jedesmal au den
Provinzialausschuß heran und dieser bewilligt aus diesem Etat das Erforderliche. In der Ein¬
nahme ist der Zuschuß der Provinz vorgesehen und in Ausgabe sind als fixe Ausgaben die
Gehälter der Archivbeamten,die auf Vcrtragsucrhältniß beruhen, und die Summe der Gescllfchaft
für RheinischeGeschichtskuude gestellt, die auch seit langen Jahren gezahlt wird. Die Oesannnt-
fumme ist um eine Kleinigkeit,um 20 600 M, erhöht worden, weil wirklich die bisherigeSumme
nicht ausreicht und namentlich, was ich vorhin schon erwähnt habe, auf dem Gebiete der Aus¬
grabungen in letzter Zeit ganz Bedeutendes geleistetworden ist. Ich glaube, ich kann die Herren
darauf verweisen, was in den beiden Jahresberichten von den beiden Mnsemusdirektorcndarüber
gesagt ist. Deshalb möchte ich Ihnen dringend die Auuahme der beideu Etats in der Ihnen
vorgelegten Form sowohl Namens des Provinzialausschusscs, wie Namens der I. Fachcommission
hiermit empfohlenhaben.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion und ertheile das
Wort dem Herrn AbgeordnetenFritzen.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich schließe mich dem Antrage des Herrn
Referenten vollständig an, ich benutze aber diese Gelegenheit, hier einige Punkte hervorzuheben,
die für das Haus gewiß von größtem Interesse sind. Es wird nämlich aus diefem Etat die
Herstellungzweier großer wissenschaftlicher Unternehmungen geplant, welche in der ganzen Provinz
sicherlich die größte Aufmerksamkeiterregen. Ich meine hier zunächst die Herstellung eines histo¬
rischenAtlas für die Nheinprouiuz, sodann die Beschreibungund Darstellung der in der Provinz
vorhandenen Kunstdenkmäler. Ich glaube, es wird nützlich sein, über diese Punkte in öffentlicher
Sitzung einige Worte zu spreche» — es wird das jedenfalls nicht lang sein —, damit hier doch
Gelegenheit geboten werde, auch weitere Kreise in der Provinz mit dicfen Sachen bekannt z"
machen und auf einige Männer hinzuweisen, welche ganz außerhalb der Verwaltung stehend in
der uneigennützigste»:Weise für die Vollendung diefer Sache bemüht sind. Meine Herren!
Der historischeAtlas bezweckt, die Gebiete, welche zu der jetzigen Nhcinprovinz gehören,
in den verschiedenenZeitepochen des Deutschen Reiches nach ihren territorialen Verhältnissen
graphisch darzustellen, so daß man auf jeder Karte, fei es im 15, Jahrhundert oder im
12. Jahrhundert oder zur Zeit Karls des Großen, oder zur Zeit der französischen Revolution,
sofort ein Bild erhält über die in der Provinz bestehendenLandesherrschafteu,reichsumnittelbaren
Abteien u. f. w. Es hat diese Darstellung nicht nur einen großen wissenschaftlichenund
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historischen, sondern auch einen großen juristischen Werth, indem der Jurist, der sich z. B.
informiren will, wie weit die Grenzen der früheren Herzogthümer Iülich und Berg gehen, nur
die betreffende Karte in die Hand zu nehmen braucht, um sich sogleich zu überzeugen, welche
Gemeinden zu den betreffenden Herzogthümer» gehört haben. Meine Herren! Die Anregung zu
diesem Werke ist ausgegangen von der Provinzial-Museumsconmüssio» in Bonn, und es haben sich
namentlich die Herren Professoren Schaaffhausen, Dr. Nissen und I)r. Lörsch in dieser Beziehung
ganz besoudere Verdienste erworben, nnd ich glaube, es wird in Ihrer aller Sinn liegen, wenn
ich diesen Herren hier meinen Dank ganz besonders ausspreche. (Bravo.)

Das zweite größere Werk ist die Beschreibung und Darstellung der in der Nheinprovinz vor¬
handenen Kunstdenkmäler. Meine Herren! Ich verliere kein Wort darüber, von welcher großen archiua-
lischen und kunsthistorischenBedeutung ein solches Werk sein wird. Die Ausführung diefes Werks hat die
Gesellschaft für rheinifche Geschichtskundein Köln übernommen, welche Ihnen allen bekannt ist, und welche
in fortwährendem Connex zur Provinz steht, indem sie jährlich mit 3000 M. von der Provinz
unterstützt wird. Diese Gesellschaft für rheinifche Gefchichtskunde hat zur Herstellung dieses Werkes
eine Subcommission gewählt, an deren Spitze wieder»»! Herr Professor Dr. Lörsch steht, derselbe
hat für die Entwickelung dieses Werkes ein Programm ausgearbeitet, welches an sich schon einen
hohen Werth besitzt, und welches sich in den Akten der Provinzialvcrwaltnng befindet. Die
Herstellung dieses Werkes ist binnen 10 Jahren geplant, und es soll in, ganze» 60 bis
70 000 M. koste»; die Mittel zu diese,» Werke werden nach und nach ans diesen: Etat zu einem
Fonds angesammelt und zur Auszahlung gelangen Ich schließe meine kurzen Ausführungen, die
Ihnen wahrscheinlich nicht uninteressant gewesen sind, mit der Bitte an den Herrn Vorsitzenden
des Ausschusses bezw. den Herrn Landesdirektor, in eine», der »ächste» Vcrwaltungsbcrichte das
oben gedachte Programm für dieses Werk ebe»falls zum Abdruck zu bringen. In diesen: Ver¬
waltungsberichte stehen so viele Nachweisungen und statistische Tabellen, die schließlich Niemand
durchliest; aber ich glaube, dieses Programm, welches einige Bogen stark ist, wird die große
Mehrheit in diese», Hause und auch weitere Kreise der Nheinvrovinz sehr interessire». (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianß en: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
Landcsdirektor Klein: Es steht nichts entgegen, dem geäußerten Wunsche zu

entsprechen.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wünscht sonst noch Jemand das Wort? —

Es ist nicht der Fall; ich schließe die Diskussion und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.
^ Der Herr Referent verzichtet. — Ich stelle daher auch oh»e Abstimmung fest, daß das Haus
die Anträge der Fachcommission in Bezug auf diese beiden Etats aceeptirt und znm Beschluß
erhobeu hat,

Wir kommen zum letzten Gege»sta»de der Tagesordnung:
„Bericht des Prouinzialausschusses au den Prouinziallandtag über die Frage des
Bedürfnisses nach gesetzlicher Negelnng des Ansiedelnngswesens in der Nheinvrovinz und
bejahenden Falles über die Einfühnmg der entsprechenden Vorschriften des Ansiedelungs-
gcsetzes vom 25. August 1876 in der Nheinprovinz".

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Zweigert, ick ertheile ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeord»cter Zweigert: Meine Herren! Der Herr Ober-Präsident der

Nheinprovinz hat ein Schreiben vom 18. September 1890 an den Prouinzialausschuß gerichtet
und den letzteren ersucht, ein Gutachten des Prouinziallandtages zu erfordern über die Frage des
Bedürfnisses nach gesetzlicherRegelung des Ansiedelungswesens in hiesiger Provinz, und bejahenden-
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falls über die Einführung der entsprechenden Vorschriften des Ansiedelungsgesetzes vom 25. August
1876 auch für die Rheinprovinz. Der Provinzialausschuß ist auf Grund der in der Drucksache
Nr. 51 ausführlich aufgeführten Erwägungen zu den. Antrage gekommen, Ihnen vorzuschlagen,
die Frage des Bedürfnisses nach gesetzlicherRegelung des Ansiedelungswesensin der Nheinprovinz
zu verneinen, dagegen der Erwägung der Königlichen Staatsregierung anheimzugeben, in welch
anderer Weise den bei Errichtung von Arbeiterkolonieen in Landgemeinden hervortretenden Miß¬
ständen zu begegnensein möchte.

Meine Herren! Ich unterlasse es, näher auf den Inhalt des Ansiedelungsgefetzesvom
Jahre 1876 einzugehenund auf den Inhalt des Entwurfs; ich glaube aber doch verpflichtetzu
sein, wenigstens mit zwei Worten anzudeuten, nach welcher Richtung hin in dem Entwürfe Vor¬
schriften gegeben sind.

Der Entwurf selbst zerfällt in zwei große Theile, obwohl er selbst nicht von allzu großer
Länge ist. In dem ersten Theile wird über Einzelansiedelungengesprochenund es werden Vor¬
schriftengegeben, unter denen das Recht, Einzelansiedelungenzu gründen, von den Ortspolizei¬
behörden untersagt werden kann In dein zweiten Theile wird gehandelt von der Gründung von
Kolonien — dieses Fremdwort ist in dem Entwurf noch enthalten und würde eventuell zu
beseitigensein, — einer Summe von Ansiedelungenund von den Maßregeln, welche seitens der
Ortsbehoroen sowohl den Polizei- wie den Gemeindebehörden zu treffen sind, um einer
ungerechtenBelastung der Gemeinden durch die Gründung der Kolonien entgegenzutreten. Der
Entwurf vom Jahre 1876, welcherin den altländischenProvinzen und in der Provinz Westfalen
gilt, enthält außerdem noch eine Anzahl von Vorschriften, welche sich in dein vorliegenden
Entwurf nicht finden und auf die einzugehenich daher füglich unterlassen kann.

Meine Herren! In den Motiven zu dem Entwürfe ist gesagt, daß das Ansiedelungs¬
wesen einer gesetzlichen Regelung bedürfe, daß man abgesehenvon dem Erforderniß eines gang¬
baren Weges die Gefahren abwenden müsse, welche durch Einzelansiedelungenfür die Land- und
Forstwirthschaft entstehen können und daß man andererseits in Bezug auf die Gründung von
Kolonien der ungerechtenBelastung entgegentreten müsse, welche einzelne Gemeinden durch die
Gründung von Kolonien erfahren können.

Die Gegengründe, meine Herren, welche für die Verneinung der Vedürfnißfrage
sprechen, sind, wie bereits erwähnt, in dem gedruckten Gutachten des Provinzialausschusses
niedergelegt.

Die FachcommissionI hat diese Gründe nicht alle acceptiren können; sie hat vor allen
Dingen klar ausgesprochenund mich ganz besonders beauftragt, dem auch im Plenum Ausdruck
zu geben, daß sie keineswegs verkennt, daß durch die Gründung von Kolonien für einzelne
Gemeinden fchwere Belastungen und Verschiebungender Steuerverhältnisfe eintreten können. Die
Eommissionist weiter der Meinung, daß, wenn dies der Fall ist, es dringend nothwendig ist,
daß eine Abhülfe geschehe und daß diese Abhülfe füglich am besten im Wege der Gesetzgebung
erfolgen würde. Die Eommission konnte aber wenigstens in einem Theile den Gründen des
Provinzialausschussesinsofern nicht beitreten, als derselbe ausführt, daß man es vermeidenmöge,
ein derartiges Gesetz zu erlassen, weil die Industrie, die ja vornehmlich bei den Ansiedelungen
und bei der Gründung von Kolonien in Frage kommt, schon jetzt durch den Erlaß des
Krankcnkassengesetzes, des Unfallversicherungsgesetzes und des Alters- und Invaliditäts-Versicherungs-
gesctzes in ausreichender Weise belastet sei. In einem Theile der Commission war man vielmehr
der Ansicht, daß die Industrie die Verpflichtung habe, die Lasten, die sie verursache, wenn sie
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außergewöhnlich«sind, auch zn tragen »nd daß dieser Grund daher gegen den Erlaß dieses
Gesetzes nicht angeführt werden dürfe, wenigstens nicht in der Präzision, wie es in der Druck¬
sache zum Ausdruck gebracht worden ist. Aber, meine Herren, man war weiter der Meinung,
daß der Weg, den man mit Erlaß eines Ansiedelungsgesctzes betreten würde, nicht der richtige sei.

Meine Herren! Das Bedürfniß zum Erlaß eines Ansiedelungsgesetzes in den altländischen
Provinzen ist nicht hervorgetreten aus den Gründen, die hier für den Erlaß eines Ausiedelungs¬
gesetzes angeführt werden, Nicht um die Ansiedelnngsfreiheit zu beschränken,hat man in den
altländischen Provinzen ein Ansiedelnngsgesetz erlassen, sondern um die Ansiedelungsfreiheitvon
den in der altländischen Gesetzgebungvorhandenen Schranken zu befreien Vor dem Jahre 1876
bestanden in den altländischen Provinzen Vorschriften, welche die Ansiedelungin viel erheblicherem
Maße erschwerten,als dies nach dem Gesetz vom Jahre 1876 der Fall ist. Um diese als drückend
empfundenen Schranken zu beseitigen, hat man das Ansicdelungsgesctz erlasseu.

In der Nheinprovinz liegen die Verhältnisse ganz anders; diese Schranken haben wir
niemals gekannt, wenigstens seit Anfang dieses Jahrhunderts nicht, wir bedürfen daher nicht
einer Beseitigung der Schranken, und es ist daher der Erlaß des Ansiedelnngsgesetzes aus diesem
Grunde jedenfalls nicht nothwendig.

Nun, meine Herren, wo Begriffe fehlen, stellt zur rechten Zeit ein Wort sich ein. Bisher
hat man außerordentlich wenig darüber geklagt, daß erhebliche Belastungen durch die Ansiedelungs¬
freiheit in der Rheinprovinz entstanden wären. Weder in der Presse, noch in den Versammlungen
sind Klagen, welche in weitere Kreise gedrungen wären, zur Kenntniß gekommen. Da findet man
denn rasch ein Wort: „schrankenloseAnsiedelungsfreiheit" herrscht in der Provinz, und jeder
bekommtgleich ein großes Grauen, wenn er von der „Schrankenlosigkeit" hört, nnd meint, es
müsse allcrschlcuuigstensim Wege der Gesetzgebung dagegen eingeschrittenwerden. Das, meine
Herren, widerspricht aber der historischenEntwickelung unserer Provinz. Wir sind auch der
Meinung, daß man Bedürfnisse für neue gesetzliche Mahnahmen kennen müsse im praktischen
Leben und nicht in theoretischenEutwickeluugen,und daß die Gesetzgebungnur dann einzutrrten
habe, wenn die Bedürfnisse bereits aufgetreten sind und brennend und dringend geworden sind.
Nicht also aus denjenigenGründen, die in dem Antrage des Provinzialausschusscsaufgeführt sind,
sondern vornehmlich, weil der Erlaß eines Ausiedelungsgesetzes der historischen Entwickelung unserer
Nheinvrovinz widerspricht, hat sich Ihre Facheommissioudahin ausgesprochen,dem Anträge auf
Erlaß eines derartigen Gesetzes nicht stattzugeben,die Vedürfuißfrage zu verneinen, und insbesondere
zu verneinen die Frage nach der Einführung des altländifchen Ausiedelungsgesetzesauch iu
der Nheinvrovinz.

Meine Herren! Ihre Fachcommissionwar aber weiter der Meinung, daß der Theil des
Antrages des Provinzialausschusscs: „dagegen der Erwägung der Königlichen Staatsrcgierung
anheimzugeben,in welch' anderer Weise den bei Errichtung von Arbeiterkolonienin Landgemeinden
hervortretenden Mihstandcn zu begegnensein möchte"absolut nicht acceptabel sei. Meine Herren!
Die Lommission verkennt nicht, daß thatsächlich bei Errichtung von Arbeiterkolonien in Land¬
gemeinden Mihstände hervortreten können, sie verkennt weiter nicht, daß solche Mihstände bereite
hervorgetreten sind, sie verkennt weiter nicht, daß der Weg der Gesetzgebungder Beste ist, um
der Gefahr zu begegnen, die droht, und um die vorhandene zu beseitigen; aber sie
sagt, daß es doch dem hohen Landtage nicht anstünde, an die Königliche Staatsregieruug
ein solches allgemeines Ersuchen zu richte». Weun wir sagen wollen: es sind Mißstände
vorhanden, beseitigt die! — so müssen wir doch möglichst der Königlichen Staats¬
regierung auch uugefähr den Weg zeigen, auf dem diefe Mißstände zu beseitigen sind.

66»
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In Bezug hierauf war nun die Meinung der Commission ziemlich einstimmig, dah diese
Mißstände nur beseitigt werden können im Wege der Abänderung unserer Steuergesetzgebung,
in eine nähere Prüfung dieser Frage einzutreten, das schien uns über den Nahmen der uns
gestellten Aufgabe hinauszugehen. Es schwebt ja augeublicklich die Frage der Reform unserer
Steuergesetzgebung in dem Abgeordnetenhause, uud es läge daher sehr nahe, bei dieser Gelegenheit
auch vom Standpunkte der Provinzialuerwaltung und des Prooinziallandtags-Nbgeorduetcu ein
Urtheil über diese Steuergesetzgebung abzugeben und sie zu prüfen mit Bezug auf die Frage der
Communalbestcuerung und die Frage der Belastung der Gemeinden durch die Errichtung von
Arbeiterkolonien, Wenn ich dieser sehr verlockenden Versuchung widerstehe, so geschieht das mit
Rücksicht auf die Zeit, das eine aber, meine Herren, möchte ich mir doch anzudeuten erlauben,
weil dein auch in der Kommission Ausdruck gegeben worden ist, daß es für die Königliche Staats¬
regierung unseres Erachtens gar nicht schwer sein dürfte, durch eine Abänderung des Communal-
steuerMothgesetzes die Möglichkeit der Heranziehung gewerblicher Etablissements, welche in anderen
Gemeinden Arbeitertulonien errichten oder errichtet haben, zur Commnnalbestenerung in diesen
Gemeinden zu schaffe». Meine Herren! Die Möglichkeit, durch Abänderung des Communalsteucr-
Nothgesctzes dies zu bewirken, liegt nmsomchr vor, als das Communalsteuer-Nothgesetz bereits
eine grohe Reihe von Vorschriften hat, welche das Verhältniß der Gemeinden zu einander regeln,
die an einem gewerblichen Etablissement in steuerlicher Beziehung betheiligt sind. Diese Vor¬
schriften nehmen fogar in einer Bestimmung Rücksicht auf die Gründe, welche zum Erlaß des
Ansiedclungsgesetzes führen könnten, indem ausdrücklich bestimmt ist, daß die Alttheilnahme der
verschiedenen Gemeinden an der Besteuerung eines gewerblichen Etablissements geregelt werden
soll nach dem Maßstabe der einzelnen Gemeinden durch das Etablissement verursachten Belastung.
Die Ausdehnung dieser Bestimmung, wenn ich nicht irre der ß. 6 unseres Lommunalsteucr-
Rothgesetzes, auf den vorliegenden Fall schien einem Theil der Eommission und zwar, wenn ich
nicht irre, ihrer Mehrheit ein sehr leichter Weg, der gerecht nnd sicher wäre. Ei»es bestimmten
Vorschlages nach dieser Richtung hin enthält sich die Commission, sie kann aber Ihnen, meine
verehrten Herren, auch nicht dcu Vorschlag machen, den der Provinzialausschuß geinacht hat, in
solcher Allgemeinheit an die Königliche Staatsregierung ein Ersuchen zu richteu. Wir waren der
Meinung, daß die Königliche Staatsregierung aus unseren Verhandlungen in der Commission,
wie auch hier im Plenum Veranlassung nehmen wird, die meinerseits soeben lind in der Commission
von mehreren Herren angedcutendcn Wege zu prüfen, und daß die Königliche Staatsregicrnng
dann wohl von Amtswegen dazu übergehen wird, in eine abermalige Prüfung dieser Angelegen¬
heit einzutreten, ohne daß es eines so allgemeinen, und, der Provinzialausschuß möge es nicht
übel nehmen, auch nichtssagenden Antrages bedarf. Aus diesem Grunde also beantrage ich
Namens der Commission, der Provinziallandtag wolle die Bedürfuißfrage nach Erlaß eines
Ansiedelungsgesetzes verneinen nnd insbesondere, wenn Sie das noch hinzufügen wollen, durch
Einführung der Vorschriften des Ansiedclungsgefetzcs vom 25. August 187U.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Diskussion. Der Herr Abgeordnete
Pflug hat das Wort.

Abgeordneter Pflug: Ich erlaube mir, im Einvernehmen mit mehreren Mitgliedern
folgenden Antrag dem hohen Hanse zu unterbreite»:

„Das hohe Haus wolle den Provinzialausschuß ermächtigen, die Gründung von
Genossenschaften zur Erbauung von Arbeiterwohnungen zn unterstützen".

(Bravo!)



Zur kurzen Motivirung meines Antrages erlaube ich mir, auf die in unseren
industriellen Kreisen existircnden diesbezüglichen Verhältnisse hiuzuweiscu. Eine Familie,
bestehendans Mann, Frau und 6—8 Kindern hat sehr häusig eine Wohnnng, bestehendaus
2 Räumen vun einem Gesammt-Flcichcniuhaltvon 36 qin, hierfür zahlt sie 90—110 M. pro
Jahr, Eine Arbcitcrwohnung, die 50—60 hin Fläche hat, kann uach meinen Erfahrungen für
800—1200 M,, je nach den örtlichen Verhältnissen, hergestellt werden. Die Familie wird
alsdann, rechnet man exclusiveZinsen und Amortisation 5—6"/,,, für die Hälfte des heutigen
Miethpreises wohnen. Ich glaube, daß es im Interesse der Provinz uud überhaupt im Interesse
der Gesellschaftist, wenn wir dieser Frage näher treten.

Stellvertretender VorsitzenderJausten: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Loii hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Loö: Meine Herren! Der Herr Referent hat ganz richtig
ausgeführt — das ist auch meine Ansicht — daß der Erlaß eines derartigen Gesetzes allerdings
mit der historischen Entwickelung der Rheinprovinz nicht im Einklang stehe, aber ich für meinen
Theil wenigstens bin noch nicht überzeugt, daß deshalb nicht in einigen Theilen der Rhein-
Provinz eiu Bedürfniß für den Erlaß eines derartigen Gesetzes oder eines mehr fakultativ
gchalteueu Gesetzes uurlicgcn könne. Ich glaube, daß wir über diese Frage des Bestehens
eines Bedürfnisses und des in einigen Gegenden bestehenden Wunsches auf Erlaß eines
derartigen Gesetzes doch noch nicht vollständig urieutirt siud. Meine Herren! Sie werden es
mir nicht übel nehmen, wenn ich Ihnen von mir eingestche, daß ich nicht hinreichendüber
diese Frage oricnlirt bin und deshalb den Antrag stellen möchte, daß wir in dieser Session noch
keinen definitiven Beschluß fassen, fundcru vielleicht dcu Pruviuzialausschuß beauftragen, an den
Herr» Obcr-Präsidcutcn die Bitte zu richtcu, die Ansichten der Kreistage nnd der Provinz zu
hörcu und dem nächsten Provinziallandtage das gesammelte Material, das Resultat dieser
Erhebungen, vorzulegen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Es meldet sich Riemand mehr zum Wort,
ich schließe die Diskussion und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.

Berichterstatter Abgeordneter Zweigcrt: Meine Herren! Der Vertagungsantrag des
Herrn Abgeordneten Freiherr» von Los dürfte, glaube ich, nicht mehr nothwendig fein. Die
Frage des Erlasses eines Ansiedelnngsgesetzcsinnerhalb der Rheinprovinz schwebt, wie aus
der Ihnen vorliegenden Drucksache hervorgeht, bereits seit dem Jahre 1888. Die Frage hat
die sämmtlichen Nezirksrcgicrungen der Nheinprouinz beschäftigt, sie hat die sämmtlichen
Landrathe beschäftigt. Sie haben alle ihr Gutachten über diese Frage abgegeben.
Ich habe selbst in der Angelegenheit bereits zwei Mal an den Herrn Regicrungs-
Präsidcnten berichten müssen und habe beide Male die allerweitesten Kreise von
Interessenten innerhalb des von mir verwalteten Stadtkreises über die Angelegenheit gehört
und ich bin überzeugt, daß es jeder der Herren Landräthe ebenso gemacht hat, und daß
jeder meiner Kollegen in derselben Weise die Angelegenheit gehandhabt haben wird. Ich
glaube, daß die Frage in ausreichender Weise erörtert ist und einer weiter,! Erörterung nicht
mehr bedarf. Sie ist außerdem, meine Herren, in unserer Nachbarprovinz Westfalen in der
Literatur sowohl in der Presse, wie in Broschüren in sehr ausgiebiger Weise behandelt worden,
so daß Jeder wie ich glaube, sich ein ausreichendesUrtheil über diese Dinge gebildet haben
kann, und ich möchte daher bitten, von einem Vertagungsantrag Abstand zu nehmen und der
Sache heute sofort nahe zu treten. Was den Antrag des Herrn KollegenPflug betrifft, so muß
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ich sagen, dah ich denselbenmit der allergrößten Freude begrüße. Meine Herren! Wir bewegen
uns m der That immer bei allen unseren sozialen Mahregeln in einein Zirkel. Auf der einen
Seite heißt es, wir müssen Arbeiterwohuungcngründen, die Arbeiterwohnungsfragcist die wichtigste
Frage, die überhaupt die Sozialpolitik zu lösen hat, darüber sind große Reden gehalten. Sonne
man aber an die Alisführung Herautritt, werden möglichst viele Steine in den Weg geworfen
und möglichst viele Schwierigkeiten gemacht, damit wir diese Arbeiterwohnnngsfrage nicht lösen
können. Zu diesen gehören in erster Linie die Schwierigkeiten des Ansiedeluugsgesetzes.So
drehen wir uns immer und immer im Kreise und kommen nicht weiter. Deshalb begrüße ich
den Antrag des verehrten Herrn Kollegen, weil er gerade von einem Vertreter der Landwirthschaft
ausgeht, mit Freuden, und bitte den Provinzialausschuß meinerseits, in eine recht ernste Prüfung
diefes so wohlgemeintenAntrages eintreten zu wolle». (Zuruf: Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Wir kommen zur Abstimmung. Ich schlage
Ihnen vor, zunächst abzustimmen über den Vertagungöantrag des Herrn Abgeordneten Freiherrn
von Lo«, sodann über den Antrag der ersten Fachcommission in seinen beiden Theilen und
schließlich über die Resolution, welche soeben vom Herrn AbgeordnetenPflug eingebracht worden
ist. Sie werden mir vielleichtdie Verlesung der Anträge ersparen; sie liegen Ihnen ja gedruckt
vor. Ich bitte diejeuigeu Herren, welche nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten Freiherrn
von Los die Sache vertagen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Minderheit Ich bitte dann diejenigen Herren, welche dem ersten Theil
des Antrags der Facheommissiou zustimmen wollen, nämlich in Uebereinstimmung mit dem
Provinzialausschuß die Frage des Vedürfuifses nach gesetzlicherRegelung des Ansiedelung^
wesens in der Rheinpruvinz zu verneinen, sich zn erheben. (Geschieht.)

Das ist die große Majorität. Dann bitte ich diejenigen Herren, welche dem weiteren
Autrag der Facheommissiou ihre Zustimmung geben wollen, nämlich denjenigen Theil des
Antrags des Proviuzialansschnsses zn streiche», der da heißt:

„der Erwägung der KöniglichenStaasregiernng anheim zu gebeu, iu welch' anderer
Weise den bei Errichtung von Arbcitcrtolonien in Landgemeinden hervortretenden
Mißstündeu zu begegnen sein möchte", —

sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist dieselbe Majorität. Die Anträge der Fncheommissionsind somit angenommen.

Dann ist noch zur Abstimmung zu bringe», die Resolution des Herrn Abgeordneten Pflug:
„Das hohe Haus wolle den Provinzialausschuß ermächtigen, die Gründung von
Geuussenschaftenzur Erbauung von Arbeiterwohnnugen zu unterstützen".

Ich bitte diejenigen Herren, welche sich dieser Rcsulutivu anschließen und sie zum
Beschluß erheben wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Majorität. Damit
hätten wir unsere Tagcsorduuug erledigt.

Meine Herren! Ehe ich Ihnen die Tagesordnung für die nächsteSitzung mittheile,
mochte ich noch eine geschäftlicheAngelegenheit erledigen, die soeben zu meiuer Kenntniß gekommen
ist. Eine Anzahl unserer Herren Kollegen richtet nämlich die Bitte an den Provinziallandtag,
derselbe möge bei der Königlichen Staatsregicrung dahin wirken, daß die gesetzliche Regelung
der Veforstung der Gemeindcwaldnngcn durch staatliche Forstbeamtc iu Erwägung genommen
und dem nächsten Provinziallcmdtage der Entwurf eines bezüglicheuGesetzes zur Begutachtung
vorgelegt werde. Mit Ihrer Zustimmung werde ich diese Eingabe drucken lassen; nach erfulgteM
Drucke geht sie au die erste Facheommissiouzur Vorberathung.
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Ich schlage Ihnen vor, meine Herren, die nächste Plenarsitzung anzuberaumen auf
Mittwoch, den 10. d. Mts., 12 Uhr. Den Dienstag hätten wir dann frei für die Berathungen
in den Commissionen. Freilich sind die meisten Sachen dort schon erledigt. In den Fach¬
kommissionensind nur noch einzelne kleine Neste vorhanden, die noch zu erledigenden größeren
Commissionsarbeiten vertheilen sich ans die beiden separaten Commissionen für die Mosel-
kcmalifatiou und für die Thalsperre.

Auf die Tagesordnuug der Mittwochssitzung werde ich mit Ihrer Zustimmung
setzen zunächst den

„Bericht der Commission, betreffend die Abänderung der Geschäftsordnung", Nr. 4?
der Drucksachen,

sodann die Vorlage wegen der
„Bewilligungen aus dem Ständefunds",

ferner die

weiter das
„Vorlage in Betreff der Verkeilung der Landliefernngen im Kriegsfalle",

„Statut über die Errichtung einer Wittwen- und Waifenkaffe für die Commnnal-
beamten",

„Etat der Hebammenlehranstalt",

„Etat der Arbeitsanstalt zu Brauweiler",

„Etats der Taubstummenanstalten, der Blindenanstalt, der Irrenanstalten, der
Anstalt für Epileptische",

„Etat für Hochbauten",

weiter den

den

die

den

und den
„Etat für das Straßenwefen",

endlich die sämmtlichen
„Nechnungsdechargirungender ersten Facheommission".

Ob die Ncchnuugeu, welche der zweite» uud dritten Fachcommifsionüberwiesen worden
sind, dort durchbernthen sind, ist dem Bürean noch nicht bekannt. Falls bis znr Druckleguug
der Tagesordnung die Auzeigeu aus diesen Commissionenan das Bureau kommen sollten, daß
die Entlastuugen auch dort erledigt sind, würden wir auch diesen Gegenstand noch für die
nächste Tagesordnung Vorfehen, so daß wir für Mittwoch genügendes Arbeitsmaterial hätten.
Sind die Herren mit dieser Tagesordnung einverstanden? — Das ist der Fall, sie steht fest.

Ich schließedie Sitzung.

(Schluß 12 Uhr 20 Minuten.)
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